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als als „Asozialer“„Asozialer“ verfolgt verfolgt
  

uch im vorliegenden Fall wird
das Zusammenwirken von kom-
munalen bis hin zu übergeordne-

ten Behörden, von Denunzianten, Partei-
stellen und staatlichen Stellen, das Gefü-
ge staatlich-gesellschaftlicher Überwa-
chung und Repression erkennbar. 

A ekanntlich begannen die Natio-
nalsozialisten nach der Macht-
übergabe zunächst mit der Verfol-

gung der politischen Gegner des Regimes
und der aus sogenannten „rassischen“
Gründen Verfolgten, Juden und Sinti und
Roma. Doch schon die Bettlerrazzia vom
September 1933 richtete sich auch recht
früh gegen eine Personengruppe, die spä-

B ter unter das geplante Gemeinschafts-
fremdengesetz fallen sollte. Zu den na-
tionalsozialistischen Methoden der Be-
kämpfung der Gegner gehörte neben po-
lizeilicher Verfolgung der Entzug der Ar-
beit bzw. der Ausschluss aus dem Ge-
schäftsleben und somit der Entzug der
Lebensbasis. 

Dissidenz der „kleinen Leute“Dissidenz der „kleinen Leute“

iele Handlungen weit unterhalb
der im engeren Sinn politischen
Widerstandstätigkeit konnten als

Auslöser der Verfolgung „kleiner Leute“
durch Gestapo, Behörden und Parteistel-
len dienen, wie bezogen auf die hier be-
trachtete Region aus Berichten der Ge-
stapo und des Generalstaatsanwaltes

V Karlsruhe hervorgeht, etwa „beleidigen-
de“ Äußerungen über den „Führer“, über
Parteifunktionäre, die Reichsregierung,
die Verbreitung von Gerüchten über füh-
rende Persönlichkeiten etwa der Partei
und Stadtverwaltung Mannheim, das Ru-
fen von „Rot Front“ auf der Straße, ja
selbst häufige Beschwerdeschreiben an
Behörden durch Fürsorgeempfänger. Es

waren vor allem Arbeiter, kleine Ange-
stellte oder „kleine“ Selbständige wie
Handwerker und Händler, die diese For-
men der Dissidenz und abweichenden
Handelns zeigten. So betrafen Personen
dieser sozialen Herkunft auch etwa 80
Prozent der Verfahren des Sonderge-
richts Mannheim. 

 



Heinrich Pister

► Aufnahme Heinrich Pisters aus seiner 
Familie. Obwohl er aus einer großen 
Familie stammte und viele Pisters, aber 
aus anderen Familien, in Ketsch heute 
noch leben, gibt es offenbar fast keine 
Angehörigen mehr. 

bweichendes Verhalten wurde als „asozial“ bezeichnet,
gelegentlich wurde dies mit politischen Beschuldigun-
gen vermengt. Es ist nicht einmal klar, ob bei ihm eine

dezidierte politische Überzeugung bestand. Es ist davon auszu-
gehen, dass seine gelegentlichen Äußerungen politisch missfie-
len, widerständig ausfielen, mehr aber noch sein Verhalten. 

A
Aus einer großen Ketscher Familie Aus einer großen Ketscher Familie 
as von Pister bekannt ist, ergibt sich vor allem aus ei-
ner Akte, die von der „Polizeiliche[n] Einweisung des
Heinrich Sebastian Pister aus Ketsch in das Landesar-

beitshaus Kislau“ und dem „Wirtshausverbot für Pister“ han-
delt. Es handelt sich um die Akten der Verfolger, daher ist das
daraus entstehende Bild von Pister selbstredend recht einseitig.
Heinrich Pister wurde am 3. September 1914 in Ketsch als Sohn
des Sebastian Pister und der Eva Pister geb. Roßrucker geboren
und wohnte im Haus der Familie in der Hockenheimer Straße
15. Sein Vater arbeitete bei der Post in Mannheim  Heinrich
hatte zwölf Geschwister, die Familie war arm. Sein Wohnort
mit damals 3 600 EinwohnerInnen war bis zum Beginn der Na-
zizeit politisch mehrheitlich kommunistisch-sozialdemokra-
tisch orientiert. Pister besuchte die Volksschule und wurde mit
der siebten Klasse entlassen. Die Verhältnisse waren ihm nicht
günstig, Zeit jener Weltwirtschaftskrise. Bei einem Bautechni-
ker in Brühl-Rohrhof sollte er das Maurerhandwerk erlernen;
der Betrieb ging aber anderthalb Jahre später in Konkurs. Da-
nach besuchte er in Ketsch drei Jahre eine Fortbildungsschule
und arbeitete in verschiedenen Betrieben als Hilfsarbeiter. 

W

s herrschte ein wohl weitrei-
chender Konsens in der deut-
schen Gesellschaft, dass der

Terror des Regimes gegen diejenigen,
die als „politische oder soziale ‚Störer‘“
und Gegner der „Ordnung“ eingestuft
wurden, gegen „Feinde“ und „Asozia-
le“, gerechtfertigt sei. Detlev Peukert
analysierte das als Zustimmung zu ei-

E ner spezifischen Form des Terrors –
„nämlich jener, die abweichendes Ver-
halten oder abweichende Existenzen in
Lager presst und dort zumindest ab-
sondert und drillt, wenn nicht vernich-
tet“. „Rassismus“ aber war, als fiktive
Fundierung des Antisemitismus und
Antiziganismus, nicht nur mörderi-
scher ideologischer Irrsinn, sondern

auch ein Instrument der terroristischen
Erzwingung eines angepassten Sozial-
verhaltens in der sogenannten „Volks-
gemeinschaft“. Je weniger diese herzu-
stellen war, um so brutaler wurde ge-
gen die „Gemeinschaftsfremden“ vor-
gegangen.

Gesetzentwurf gegen „Gemeinschaftsfremde“Gesetzentwurf gegen „Gemeinschaftsfremde“
ie Entwürfe für ein Gesetz
über die Behandlung „Ge-
meinschaftsfremder“, zur Be-

kämpfung der „Asozialen“, bis hin zu
einem Gesetzesprojekt Himmlers von
1944 enthielten geradezu einen Katalog
der Diffamierungen, der unerwünsch-
tes Sozialverhalten und angeblich ent-
sprechende Einstellungen bestimmen
und der Verfolgung überantworten
sollte. Darin ist von „Arbeitsscheuen“
die Rede, von verbrecherischen, staats-

D feindlichen und querulatorischen Nei-
gungen, von „gemeinschaftsunfähigen“
Schmarotzern und Trinkern, die eine
„schwere Gefahr“ darstellten und eine
„ungeheure wirtschaftliche Belastung“
bedeuteten, von „Taugenichtsen“, ,„Ver-
sagern“, „gefährlichen Kranken“ und
„gemeinschaftsfeindlichen Verbre-
chern“. 

ie Gesetzentwürfe dokumen-
tieren einmal mehr die Miss-
achtung rechtsstaatlicherD

Grundsätze – sollte damit doch schein-
bar jedes Willkürhandeln der Polizei
gerechtfertigt werden, sollte sich dieses
„Recht“ doch, statt fassbare strafbare
Handlungen zu benennen, auf unter-
stellte Gesinnungen und „Neigungen“
stützen können. Das entsprechende
Gesetz wurde nicht erlassen, doch das
NS-Regime kam aber auch ohne diese
formelle Rechtsgrundlage aus. Das
zeigt auch der Fall des jungen Ketscher
Bürgers Heinrich Pister. 



Heinrich Pister

► So sah die Hetze gegen 
die „Gemeinschaftsfremden“ 
aus: Ein Artikel aus dem 
Mannheimer Nazi-Blatt 
„Hakenkreuzbanner“ vom 6. 
Oktober 1936 verdeutlicht es.

Eingewiesen ins „Arbeitshaus“ KislauEingewiesen ins „Arbeitshaus“ Kislau
ber die Jahre ergab sich eine län -
gere Liste ihm zur Last gelegter
Unregelmäßigkeiten. Die Liste

beginnt 1932, als er in Speyer wegen Bet -
telns zu einer kleinen Geldstrafe verur -
teilt wurde. Wegen „groben Unfugs“
folgten durch das Amtsgericht Mann -
heim 1935 sechs Wochen Haft. Im Sep -
tember 1935 hielt die Polizeistation
Ketsch zum Verhalten des Arbeiters Pis -
ter fest, im April habe er um 24 Uhr von
der Polizei „in den hiesigen Ortsarrest
verbracht werden“ müssen, weil er auf
Straßen Kanaldeckel abgehoben und so
die öffentliche Sicherheit gefährdet habe.
Außerdem sei er auf der Straße herumge -
sprungen und  habe „Rot-Front, Heil
Moskau, ich will nach Kislau“ gerufen.
Kaum ein Sonntag vergehe, an dem Poli -
zeibeamte nicht gegen ihn einschreiten
müssten. Das Schloss Kislau diente seit
Frühjahr 1933 zunächst auch als Konzen -
trationslager Kislau, in das vor allem po -
litische Gegner des Regimes eingeliefert
wurden. Pister wurde, da er „dem Trunke
ergeben“ sei, das Betreten öffentlicher
Wirtschaften untersagt, und er wegen
Verletzung des Verbotes verwarnt. 

Ü

er Ketscher NS-Bürgermeister
beantragte 1935 seine Unter-
bringung in einerD

Trinker[heil]anstalt. Ein Polizeiwacht-
meister meinte, am Ort werde nichts Gu-
tes über ihn ausgesagt, er sei „hier nur als
ein ganz heruntergekommener Mensch
bekannt“. Ab und an verdiente er Geld
durch das Verkaufen von Körben, die sei-
ne Familie selbst herstellte. 

as staatliche Gesundheitsamt
Mannheim unterstellte Pister
einen „leichten Grad von intel-

lekt. Schwachsinn mit Störung des Ge-
fühls- und Willenslebens“ etc. und kam zu
dem repressiven Schluss: „Er eignet sich
zur Unterbringung im Arbeitshaus Kis-
lau.“ 

D
m Oktober 1935 wurde Pister in
Schwetzingen wegen Sachbeschädi-
gung zu einer Woche Gefängnis ver-

urteilt. Ende 1935 hielt die Polizeistation
Ketsch fest, er habe auf dem Weg zur Po-
lizeiwache öfter „Rot Front“ geschrien.
Das Verhalten Pisters in angetrunkenem
Zustand stelle eine Gefahr für die Um-
welt dar. Da er „seine ihm zugewiesene
Arbeit an der Rheinbrücke in Speyer
nicht angenommen“ habe, so ein Polizist,
könne „er deshalb nur als arbeitsscheu be-
zeichnet werden“. Das Bürgermeisteramt
Ketsch beantragte Pisters Einweisung ins
polizeiliche Arbeitshaus, das Bezirksamt
befürwortete dies. Das Landeskriminalpo-

I

lizeiamt Karlsruhe beschloss am 9. De-
zember 1935 „bis auf weiteres“ die Ein-
weisung Pisters ins Landesarbeitshaus
Kislau. Der Innenminister genehmigte
diese und Pister wurde am 19. Dezember
1935 mit einem in Heidelberg abgehen-
den Gefangenenwagen dorthin verbracht. 

ngehörige Pisters, zumal seine
Mutter, suchten dann auf seine
Entlassung hinzuwirken, die

„Gemeinderäte“ und der Bürgermeister
hielten sie für verfrüht. Sie wurde nach ei-
ner polizeilichen Erhebung trotz der
schlechten finanziellen Verhältnisse der
Familie – nur der Vater, der auch Kriegs-
beschädigter war, und die älteste Tochter
hatten ein Einkommen – zunächst zu-
rückgewiesen. Üblicherweise dauerte die
Unterbringung mindestens sechs Monate.
So auch in diesem Fall, denn erst im Juli
1936 wurde Pister unter der Auflage, kei-
ne Schankstätten zu betreten oder alko-
holische Getränke zu erwerben, über-
wacht von der Gendarmeriestation
Schwetzingen, Station Brühl, für drei Mo-
nate vom Badischen Landeskriminalpoli-
zeiamt beurlaubt. Nach der Entlassung
habe er verschiedene Arbeiten ausgeführt.
Wegen „guter Führung“ wurde im Okto-
ber 1936 seine endgültige Entlassung ver-
fügt. 

A

Als „Asozialer“ verfolgtAls „Asozialer“ verfolgt
ald darauf war er in eine tätliche
Auseinandersetzung im Ketscher
Gasthaus „Hirsch“ verwickelt.

Ende 1936 meinte die Gendarmerie
Schwetzingen, Brühl, Pister solle wegen
seiner Gewalttätigkeit wieder nach Kislau
gebracht werden. 1937 verurteilte ihn das
Amtsgericht Schwetzingen wegen Wider-
stands und Beamtenbeleidigung zu sechs
Wochen Gefängnis. Es wurde gegen ihn
für ein Jahr ein Wirtshausverbot für
Schwetzingen und das Umland erlassen.
Er wurde des Weiteren auch in der fol-

B genden Zeit immer wieder belangt und
kurzzeitig inhaftiert etwa wegen Dieb-
stahls, Widerstands gegen die Staatsge-
walt und Beleidigung, Betretens einer
Schankwirtschaft trotz Verbots, Radfah-
rens in betrunkenem Zustand. Einem
Amtswalter zufolge soll er einmal die
Gäste in einem Ketscher Wirtshaus fort-
gesetzt mit der Anrede „Heil-Kreislei-
tung“ angesprochen haben. 

941 meinte ein SS-Scharführer:
„Meines Erachtens ist es nicht an-
gängig, dass ein so junger Mensch1

sich in der Woche mehrmals v[o]llsäuft
und dann die Bevölkerung belästigt. Ich
glaube doch, dass wir in unserm heutigen
Staat Mittel und Wege haben[,] solche
Leute in Ordnung zu bringen. Wenn Pis-
ter nicht zum Militär eingezogen werden
kann, muss er eben irgend wo in einer
Anstalt untergebracht werden, damit die
Bevölkerung vor ihm Ruhe hat und nicht
mehr belästigt werden kann.“



► Der Begriff „Asi“ ist 
zur gängigen Beleidi-
gung geworden. Die 
NS-Vergangenheit ist 
dem Begriff einge-
schrieben...
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Heinrich Pister

ister selbst, der seinerzeit in einer
Ziegelei in Brühl arbeitete, gab an,
wenn er betrunken sei, wisse er

nicht, was er tue. Er soll um die Verhän -
gung von Wirtshausverbot und die Aus-
händigung des Lohnes an seine Eltern ge-
beten haben. Der Landrat schrieb dem
Ketscher Bürgermeister im August 1941,
in Bezug auf das jüngste Verfahren sei die
Einweisung ins Arbeitshaus beantragt
worden. Ende Dezember 1941 kam es zu
Streitigkeiten in der Familie Pister. Wie

P Heinrich Pister berichtete, sei sein Vater
betrunken nach Hause gekommen und
habe mit seiner Mutter Streit angefangen,
weil das Essen nicht fertig war, und sie
am Hals gepackt. Darüber gerieten Vater
und Sohn noch am nächsten Tag abends
in eine tätliche Auseinandersetzung. Im
Ermittlungs-Schlussbericht heißt es, der
Beschuldigte Pister sei „ein verkommener
asozialer Mensch“, er stehe unter Trin-
kerfürsorge. Anfang 1942 sandte der
Mannheimer Landrat, „ausgehend von ei-
ner Meldung des Oberwachtmeisters der

Gendarmerie“ über Pisters Verhalten,
einen „Beschluss“ an die Staatsanwalt-
schaft Mannheim. Darin wurde darauf
hingewiesen, dass er vor einigen Jahren
„wegen seines asozialen Verhaltens“ ins
Arbeitshaus eingewiesen worden war,
und dass die neuerliche Einweisung er-
wirkt werden solle. Im März 1942 wurde
Pister in Mannheim wegen Trunkenheit
und Widerstand zu 6 Monaten Gefängnis
(abzüglich U-Haft) verurteilt. Bis Ende
Juni 1942 saß er in der Strafanstalt Mann-
heim in Haft. 

Tod im KZ Dachau mit 28 JahrenTod im KZ Dachau mit 28 Jahren
edoch war inzwischen die Möglich-
keit der Verhängung kriminalpolizeili-
cher „Vorbeugungshaft“ als „Mittel

zur Bewahrung Asozialer“ geschaffen
worden. Die Möglichkeit ihrer Verbrin-
gung in Konzentrationslager basierte auf
dem „Grundlegenden Erlass über die
vorbeugende Verbrechensbekämpfung
durch die Polizei“ vom Dezember 1937.
Die Staatliche Kriminalpolizei, Kriminal-
polizeistelle Karlsruhe, stellte mit Schrei-
ben an den Landrat in Mannheim vom
April 1942 fest, nicht für die polizeiliche
Einweisung Pisters in ein Arbeitshaus
zuständig zu sein, jedoch „wegen seines
asozialen Verhaltens“ dazu bereit zu sein,
nach Ende seiner Haftzeit in Mannheim
„die polizeiliche Vorbeugungshaft anzu-

J ordnen, um ihn in ein Konzentrationsla-
ger einzuweisen.“ Die Kripo Karlsruhe
handelte nach Bereitstellung des verlang-
ten „ausführlichen kriminellen Lebens-
laufs“ entsprechend und ordnete über
Pister Vorbeugungshaft an. Von dersel-
ben Stelle aus erfolgte auch seine Einwei-
sung ins KZ. Ein Schreiben der Kriminal-
polizeistelle Karlsruhe vom 6. August
1942 an den Landrat in Mannheim, Abt.
V/46, vermerkt lapidar: „Pis ter  wurde
in das Konzentrationslager Dach au /
Oberbayern eingewiesen.“ [Hervorhe-
bung im Original] 

ie aus Mitteilungen der KZ-
Gedenkstätten Dachau und
Natzweiler - gemäß der Nach-

forschungen von Prof. Robert Steeg-
W

mann - hervorgeht, wurde er am 7. Au-
gust 1942 im Konzentrationslager Dach-
au inhaftiert und dort zum Häftling
Nummer 33664. Bereits am 19. August
wurde er von dort aus in das Konzentra-
tionslager Natzweiler gebracht und traf
hier am 20. August ein. Er wurde geführt
unter der Kategorie „asozial“ und bekam
die Gefangenennummer 991. Am 5. De-
zember 1942 wurde er wieder ins KZ
Dachau transportiert und traf dort am 6.
Dezember ein, wurde nun zum Häftling
Nummer 41029. Heinrich Pister starb
am 21. Dezember 1942 im Konzentrati-
onslager Dachau, im Alter von 28 Jahren.
Die Familie bekam die mutmaßlich un-
zutreffende Mitteilung, er sei an „Lun-
genentzündung“ gestorben. 
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